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Drudtsache 1665 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 12. September 1955 

7 — 81407 — 1590/55 VI 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung des 
T euerungszulagengesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 143. Sitzung 
am 24. Juni 1955 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes Stel- 
lung genommen (Anlage 2). 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Änderungsvor- 
schlag des Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Unlversltäts-Buchdruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20 Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Aufhebung des Teuerungszulagengesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

S 1 

Das Gesetz über die einstweilige Gewäh- 
rung einer Teuerungszulage zur Abgeltung 
von Preiserhöhungen bei Grundnahrungs- 
mitteln (Teuerungszulagengesetz) in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 25. Juni 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 353) mit den sich aus 
§ 6 des Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung von Vorschriften auf dem Gebiete der 
Arbeitslosenversicherung und der Arbeits- 
losenfürsorge vom 24. August 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1022) sowie aus Artikel II des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Bundesversorgungsgesetzes vom 
7. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 862) er- 
gebenden Änderungen tritt mit Ablauf des 
Monats März 1955 außer Kraft. 

§ 2 

(1) Rentenempfänger, denen für den Mo- 
nat März 1955 eine Teuerungszulage gewährt 
wurde, erhalten eine einmalige abschließende 
Zahlung in Höhe des zwölffachen Monats- 
betrages der Teuerungszulage. Dies gilt nicht, 
wenn die Rente mit dem 31. März 1955 weg- 
fällt oder entzogen wird. 

(2) Die für den Monat April 1955 und für 
die folgenden Monate bis zur Auszahlung 
der abschließenden Zahlung noch gewährten 
Teuerungszulagen werden auf die Abschluß- 
zahlung angerechnet. 

(3) Soweit vor Verkündung dieses Geset- 
zes Teuerungszulagen zu Unrecht gezahlt 


worden sind, findet eine Rückforderung 
nicht statt. 

§3 

(1) Der Anspruch auf die einmalige ab- 
schließende Zahlung kann nicht übertragen, 
verpfändet oder gepfändet werden. 

(2) Soweit bei den Versorgungsrenten nach 
dem Bundesversorgungsgesetz in der Fassung 
vom 19. Januar 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 25) 
den Unterhaltshilfen nach dem Lastenaus- 
gleichsgesetz vom 14. August 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 446) und den Bundesbeihilfen 
zum Ausgleich von Härten im Rahmen der 
betrieblichen Altersfürsorge nach den Richt- 
linien vom 17. Oktober 1951 (Bundesanzei- 
ger Nr. 204 vom 20. Oktober 1951) die Ge- 
währung oder die Höhe der Leistung davon 
abhängig ist, daß bestimmte Einkommens- 
grenzen nicht überschritten werden, bleibt 
die einmalige abschließende Zahlung bei der 
Ermittlung des Einkommens unberücksich- 
tigt. Das gleiche gilt bei der Prüfung der für- 
sorgerechtlichen Hilfsbedürftigkeit. Die ein- 
malig abschließende Zahlung bleibt ferner 
von der Anrechnung auf die Arbeitslosenfür- 
sorgeunterstützung ausgenommen. 

§ 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§5 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. April 1955 in Kraft. 
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Begründung 


Zu § 1 

Nach § 1 des Teuerungszulagengesetzes vom 
10. August 1951 (BGBL I S. 507) wurden 
Teuerungszulagen gewährt an 

1. Empfänger von Renten der gesetzlichen 
Rentenversicherung, 

2. Empfänger von Kranken- und Familien- 
geld der Unfallversicherung, 

3. Empfänger von Ausgleichsrenten, Ver- 
sorgungskranken- und -hausgeld und von 
Elternrenten nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz, 

4. Empfänger von Kranken- und Hausgeld 
der Krankenversicherung, 

5. Empfänger von Unterstützungen der Ar- 
beitslosenfürsorge, 

6. Empfänger von Unterhaltshilfe nach den 
§§ 35 und 36 des Soforthilfegesetzes. 

Die Teuerungszulagen für die unter 2 bis 6 
genannten Personengruppen wurden in die 
jeweiligen Sozialleistungen eingebaut; die ent- 
sprechenden Vorschriften des Teuerungszu- 
lagengesetzes wurden insoweit außer Kraft 
gesetzt. 

Die Leistungen nach dem Teuerungszulagen- 
gesetz werden nur noch den Empfängern von 
Renten der gesetzlichen Rentenversicherun- 
gen gewährt, wenn die Zulage nach dem Ren- 
tenzulagengesetz weniger als 3 DM monat- 
lich beträgt und das gesamte Einkommen 
den im Teuerungszulagengesetz festgesetzten 
Betrag nicht übersteigt. 

Inzwischen sind die Sozialleistungen durch 
folgende Gesetze erhöht worden: 

a) Grundbetragserhöhungsgesetz vom 17. 
April 1953 (BGBL I S. 125), 

b) Gesetz über die Gewährung von Vor- 
schußzahlungen an Empfänger von Un- 
terhaltshilfe nach dem Lastenausgleichs- 
gesetz vom 13. November 1954 (BGBL I 
S. 341), 

c) Renten-Mehrbetrags-Gesetz vom 23. No- 
vember 1954 (BGBL I S. 345), 

d) Drittes Gesetz zur Änderung und Er- 
gänzung des Bundesversorgungsgesetzes 
vom 19. Januar 1955 (BGBL I S. 25). 

Die Auswirkung dieser Gesetze, insbesondere 
des Renten-Mehrbetrags-Gesetzes, hat dazu 
geführt, daß für die große Mehrzahl der 
Teuerungszulageempfänger die Voraussetzun- 
gen der §§ 1 und 4 des Teuerungszulagenge- 
setzes nicht mehr gegeben sind. 

Die Fürsorgeverbände, deren Verwaltungs- 
hilfe sich die Träger der gesetzlichen Renten- 


versicherungen bei der notwendigen Prüfung 
der Einkommensverhältnisse bedienen müs- 
sen, sind nicht in der Lage, neben ihren eige- 
nen Aufgaben eine Überprüfung der Ein- 
kommensverhältnisse von rund 600 000 
Empfängern der Teuerungszulage durchzu- 
führen, ohne ihren Verwaltungsapparat zu 
vergrößern. Zudem würden die durch eine 
solche Nachprüfung entstehenden Verwal- 
tungskosten in keinem angemessenen Ver- 
hältnis zu den Teuerungszulagenleistungen 
stehen. Von einer laufenden oder wenigstens 
in kurzen Zeitabschnitten regelmäßig zu 
wiederholenden Prüfung kann aber auf die 
Dauer nicht abgesehen werden, da es nicht 
zu verantworten ist, auf unbestimmte Zeit 
Leistungen zu gewähren, obwohl die gesetz- 
lichen Voraussetzungen für deren Bezug 
nicht mehr vorliegen. Es erscheint daher not- 
wendig, das Gesetz aufzuheben. 

Zu § 2 

Um auch in den wenigen noch verbleiben- 
den Fällen etwaige Härten zu vermeiden, 
wird für eine Übergangszeit von 12 Monaten 
vorgesehen, daß die im Bundeshaushalt 1955 
für Teuerungszulagen für Empfänger von 
Sozialversicherungsrenten in Kap. 11 13 Tit. 
613 bereitgestellten Mittel als einmalige ab- 
schließende Zahlung an diejenigen Rentner 
ausgezahlt werden, die für Monat März 1955 
eine Teuerungszulage erhalten haben. Damit 
wird im übrigen auch der Anschluß an die 
Neuordnung der sozialen Leistungen herge- 
stellt. 

Da vom 1. April 1955 an die Mehrbeträge 
nach dem Renten-Mehrbetrags-Gesetz bei 
der Einkommensprüfung nach § 4 des Teue- 
rungszulagengesetzes angerechnet werden 
müssen, erscheint es notwendig, das Teue- 
rungszulagengesetz mit Ablauf des Monats 
März 1955 aufzuheben. 

Weil aber das vorliegende Gesetz erst nach 
dem 1. April 1955 verkündet wird, ist zu be- 
stimmen, wie die für die Zeit nach dem 
31. März 1955 tatsächlich noch gezahlten 
monatlichen Teuerungszulagebeträge auf die 
Abschlußzahlung anzurechnen sind. 

Zu § 3 

Um sicherzustellen, daß die einmalige ab- 
schließende Zahlung in jedem Falle den 
empfangsberechtigten Rentnern zugute 
kommt, wird die Möglichkeit einer Pfändung 
oder die Anrechnung auf Zahlungen anderer 
Sozialleistungsträger ausgeschlossen. 
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Anlage 2 


Änderungsvorschlag des Bundesrates 


In § 2 ist das Wort „zwölffachen" durch das 
Wort „vierundzwanzigfachen“ zu ersetzen. 

Begründung 

Der Bundesrat hat bei der Behandlung des 
Teuerungszulagengesetzes bereits auf den im 
Verhältnis zur gewährten Leistung von 
0,10 DM pro Tag ungewöhnlich hohen Ver- 
waltungsaufwand verwiesen. Seit dem 1. Au- 
gust 1953 sind die Bezieher von Leistungen 
nadi dem Bundesversorgungsgesetz aus dem 
Bereich des Teuerungszulagengesetzes heraus- 
genommen, seit dem 24. August 1953 auch 
die Bezieher von Leistungen der Arbeitslo- 
senhilfen. Heute werden zu den 6,3 Mio 
Renten der Invaliden- und Angestelltenver- 
sicherung (Stand vom 31. Dezember 1954) 
nach Angabe der Bundesregierung 600 000 
Teuerungszulagen gezahlt. Es handelt sich 


im wesentlichen um Waisen, die im allge- 
meinen eine Rentenzulage nach dem Renten- 
zulagengesetz von weniger als 3 DM er- 
halten. Bei Vollwaisen, bei denen die Ermitt- 
lung des Einkommens unterbleibt, wird in 
jedem Falle eine Teuerungszulage gewährt. 
Die Bundesregierung hat eine abschließende 
Zahlung in Höhe des 12fachen Monatsbetra- 
ges der Teuerungszulage in der Annahme 
vorgeschlagen, daß zum 1. April 1956 „der 
Anschluß an die Neuordnung der sozialen 
Leistungen hergestellt" ist (Begründung zu 
§ 2). Es ist unwahrscheinlich, daß auch nur 
das Gesetzgebungswerk über die Neuord- 
nung der Rentenversicherungen zu diesem 
Zeitpunkt verabschiedet ist. Aus diesem 
Grunde ist die Verdoppelung, wenn nicht gar 
die Verdreifachung der vorgesehenen Ab- 
schlagszahlungen notwendig. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 

Die Bundesregierung nimmt zu dem Ände- 
rungsvorschlag des Bundesrates vom 24. Juni 
1955 wie folgt Stellung: 

Ein sachliches Bedürfnis für eine Erhöhung 
des Abgeltungsbetrages liegt nicht vor; denn 
ein großer Teil der Empfänger von Teu- 
erungszulage erhält diese Leistung, obwohl 
die gesetzlichen Voraussetzungen hierfür be- 
reits weggefallen sind. 
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